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Man hat jedes Jahr das Gefühl, dass es ein tur-
bulentes Jahr war. Mit komplizierten Landtags-
wahlen, der folgenreichen Parteineugründung 
des BSW und ganz sicher nicht zuletzt auch der 
Wiederwahl Donald Trumps sowie dem vorzei-
tigen Ende der Ampelkoalition hat sich 2024 alle 
Mühe gegeben, die Dynamik im politischen Ge-
schehen nicht abreißen zu lassen. Welche Ent-
wicklungen von all den genannten – oder wei-
teren – meinen Sie, war für die deutsche Politik 
die wichtigste oder folgenreichste?
Uwe Jun: Das ist nicht ganz einfach. All die genann-
ten Ereignisse haben Auswirkungen auf das politi-
sche System Deutschlands, und es fällt mir schwer, 
eine Rangfolge zu bilden, welche Ereignisse mehr 
oder weniger gewichtig waren. Man würde zu-
nächst – rein intuitiv – die Wahl Donald Trumps be-
nennen, weil diese stark auf Politik und Ökonomie 
in Deutschland wirken wird, wenn er denn seine An-
kündigungen umsetzen wird. Aber sicherlich hatten 
auch das Aus der Ampelkoalition und die daraus 
hervorgehende Neuwahl im Februar nächsten Jah-
res gewichtige Auswirkungen. Die weitergehende 
Fragmentierung des Parteiensystems ist ebenfalls 
nicht zu unterschätzen, insbesondere mit Blick auf 
Fragen der Regierungsbildung und Regierungssta-
bilität. Ich würde als folgenreich noch hinzufügen: 
die ökonomische Rezession und die wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten, die sich dieses Jahr in Deutsch-
land gezeigt haben und die uns sicherlich auch im 
nächsten Jahr weiterhin beschäftigen werden.

Einige der genannten Punkte werden wir gleich 
noch vertiefen. Vielleicht beginnen wir direkt 
damit: Dass Regierungen nicht die volle Le-
gislaturperiode über bestehen bleiben, ist in 
Deutschland schon ein paar Mal vorgekommen. 
Wie dramatisch würden Sie ein vorzeitiges Ende 
einer Regierung, wie wir es gerade beobachten 
konnten, für die deutsche Politik einschätzen? 
Handelt es sich hierbei um eine Staatskrise oder 
um eine harmlose Neuwahl?

Uwe Jun: Weder noch. Es ist keine Staatskrise, ganz 
eindeutig. So schwerwiegend ist das vorzeitige 
Ende der Ampelkoalition nun auch wieder nicht. 
Nach wie vor bestimmen die politischen Kräfte der 
Mitte das politische System. Die Ränder werden 
zwar stärker, aber voraussichtlich nicht so stark, 
dass sie – auch nach den kommenden Wahlen im 
Februar – die Regierungsgeschäfte in irgendeiner 
Weise beeinflussen könnten. Allerdings ist der 
Bruch auch nicht harmlos, insbesondere in Hinblick 
auf das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in 
die Politik.. Ebenso hat das Vertrauen der Unter-
nehmen in die Politik deutlich nachgelassen. Die 
Wirtschaft braucht dieses Vertrauen genauso drin-
gend wie die Bevölkerung und sehnt sich nach Sta-
bilität. Doch die ständigen Kontroversen innerhalb 
der Ampelkoalition, die Fragmentierung des Par-
teiensystems und die angespannte ökonomische 
Situation deuten eher auf Instabilität hin. Deshalb 
kann man nicht einfach von Harmlosigkeit spre-
chen. Es ist also weder das eine noch das andere, 
sondern bewegt sich irgendwo dazwischen.

Nach der langen CDU-Regierungszeit vor 2021 
hieß es, wir brauchen Fortschritt. Die Ampelko-
alition ist als „Fortschrittskoalition“ ins Rennen 
gegangen, immer auch mit der rückblickenden 
Kritik, dass die Merkel-Jahre eher Verwaltungs-
jahre waren. Würden Sie sagen, es war eine 
Fehlkalkulation, zugunsten des Fortschritts auf 
Kosten von Stabilität zu setzen?
Uwe Jun: Ja, weil das hauptsächlich eine Sichtweise 
der Eliten war. Diese wollten Fortschritte, vor al-
lem in den drei Kernbereichen Infrastruktur, Klima 
und Digitalisierung. Dort sind Fortschritte sicher-
lich notwendig – das wird niemand bestreiten. 
Doch die Mehrheit der Menschen in Deutschland 
wünscht sich eher schrittweise Veränderungen, 
also einen graduellen Wandel, und keinen radika-
len. Das konnte man besonders gut beim Gebäu-
deenergiegesetz – landläufig auch Heizungsgesetz 
genannt – beobachten. Die ursprünglich geplan-
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ten Veränderungen gingen vielen Menschen zu 
schnell. Es war schlichtweg zu viel auf einmal und 
löste Überforderungsängste aus. Die Menschen 
wünschen sich daher nur schrittweise Anpassun-
gen und vor allem Stabilität. Das wird auch sehr 
deutlich bei allen verfügbaren Daten: Der Wunsch 
nach Stabilität ist groß. Aus meiner Sicht war es da-
her zu einseitig und zu stark von der Perspektive 
der Eliten geprägt, den Fortschrittsgedanken so in 
den Vordergrund zu stellen.

Werfen wir einen genaueren Blick auf die Par-
teienlandschaft: Friedrich Merz führte die CDU 
im oppositionellen Windschatten der holprigen 
Ampelregierung bei der Europawahl und den 
Landtagswahlen zu respektablen Ergebnissen, 
sodass sich die CDU zumindest laut Umfragen 
nun in einer komfortablen Ausgangssituation 
für die anstehende Bundestagswahl befindet. 
Liegt die Zustimmung zur CDU mehr an der Un-
zufriedenheit mit der Ampel oder an Friedrich 
Merz als Person und seinem Kurs für die Partei?
Uwe Jun: Hauptsächlich liegt sie daran, dass die 
Union nach wie vor der stärkste Wettbewerber im 
deutschen Parteiensystem ist. Sie hat das größte 
Wählerpotenzial und die höchste Stammwähler-
schaft unter allen Parteien. Besonders bei Wählern 
über 60 ist sie sehr populär. Interessanterweise 
hat die Union es zuletzt auch geschafft, bei jünge-
ren Wählern wieder an Zustimmung zu gewinnen, 
insbesondere in der Gruppe der Erstwähler. Das 
haben auch die Ergebnisse der Europawahl ge-
zeigt. Die Union ist im Wettbewerb schlicht die re-
lativ stärkste Partei, und das ist erstmal ihr größtes 
Pfund. Zweitens kommt die Unzufriedenheit mit 
den Ampelparteien hinzu. Viele Wechselwähler 
aus der politischen Mitte entscheiden sich aktuell 
in Umfragen zugunsten der Union. Am wenigsten 
trägt jedoch Friedrich Merz zu ihrem Erfolg bei. 
Merz hat keine besonders guten Popularitätswer-
te, insbesondere bei Frauen. Auch insgesamt hat 
er bei der politischen Mitte nicht das hohe An-
sehen, das etwa Angela Merkel bei dieser Wähler-
gruppe hatte. Deshalb würde ich den Erfolg der 
Union in dieser Reihenfolge gewichten: Erstens 
ihre Stärke als Partei, zweitens die Unzufrieden-
heit mit der Ampel und zuletzt Friedrich Merz als 
Person.

Letztes Jahr hat es sich bereits angekündigt, 
und im Januar war es dann soweit: Das Bündnis 
Sahra Wagenknecht hat sich als Partei gegrün-
det. In einem rasanten Start konnte sie bereits 
bei der Europawahl und in drei Landtagswahlen 
Erfolge feiern. Ist die Partei damit nun ein fester 
Bestandteil des deutschen Parteiensystems, mit 
Aussicht auf Regierungsbeteiligung?
Uwe Jun: Zunächst einmal: Nein, noch nicht. Das 
wäre zum jetzigen Zeitpunkt verfrüht. Die Partei 
verfügt über keinerlei nennenswerte gesellschaftli-
che Verankerung – übrigens bewusst so gewollt:Die 
Mitgliedschaft wird handverlesen von der Partei-
führung vergeben. Laut eigenen Angaben hat die 
Partei derzeit gut 1.000 Mitglieder. Das ist nicht 
viel. Um eine langfristige Rolle im Parteiensystem 
zu spielen, müsste sie eine flächendeckende Or-
ganisation aufbauen. In der öffentlichen Wahrneh-
mung besteht die Partei im Wesentlichen aus ihrer 
Gründerin und Vorsitzenden. Das birgt eine gewis-
se Instabilität. Was passiert, wenn diese Vorsitzen-
de, aus welchen Gründen auch immer, nicht mehr 
zur Verfügung steht? Oder wenn ihr gravierende 
Fehler unterliefen? In einem solchen Fall käme die 
Partei in erhebliche Schwierigkeiten. Die Abhängig-
keit der Partei von ihrer Gründerin ist derzeit sehr 
ausgeprägt. Was die Regierungsverantwortung an-
geht, deutet sich auf Länderebene bereits etwas an. 
In Thüringen und Brandenburg scheinen die Ko-
alitionsgespräche positiv zu verlaufen – allerdings 
eher aus der Not heraus. Es scheint, dass man sich 
mangels anderer mehrheitsfähiger Optionen auf 
das BSW verständigt hat, insbesondere angesichts 
der Stärke der AfD, die als nicht koalitionsfähig gilt. 
Auf Bundesebene sehe ich die Regierungsfähigkeit 
des BSW jedoch nicht. Das liegt vor allem daran, 
dass die außen- und sicherheitspolitischen Positio-
nen der Partei nicht mit denen der anderen koali-
tionsfähigen Parteien kompatibel sind.

Das BSW wird medial sehr kritisch kommentiert 
und wegen inhaltlicher Ähnlichkeiten mit der 
AfD in migrationspolitischen und russlandbezo-
genen Fragen als ein ähnlicher Außenseiter dar-
gestellt. Inwiefern sind BSW und AfD inhaltlich, 
im Stil und hinsichtlich ihres demokratischen 
Charakters vergleichbar oder nicht vergleich-
bar?
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Uwe Jun: Nun, zunächst muss man einen wichtigen 
Unterschied festhalten: Die anderen Parteien – also 
SPD, CDU und auch andere – sehen das BSW in 
den Ländern als koalitionsfähig an. Im Gegensatz 
dazu wird die AfD als nicht koalitionsfähig angese-
hen. Das hat natürlich einen Grund:Dem BSW kann 
man – bei allen kritischen Tönen, die der Partei 
entgegenschlagen – derzeit keine eindeutig anti-
demokratischen Tendenzen unterstellen. Das BSW 
bewegt sich nach allgemeiner Einschätzung inner-
halb des demokratischen Spektrums. Dennoch gibt 
es einige Gemeinsamkeiten und Unterschiede zwi-
schen BSW und AfD: Ein wesentlicher inhaltlicher 
Unterschied liegt im Bereich der Umverteilung: 
Während das BSW klar auf Umverteilung setzt, ist 
dies bei der AfD nicht zu beobachten. Beide Par-
teien sind migrationsskeptisch, doch das BSW tritt 
hierbei weniger radikal auf und zeigt sich in sei-
ner Rhetorik konzilianter, trotz der grundsätzlichen 
Skepsis in dieser Frage. Was beide Parteien jedoch 
besonders vereint, ist der Anti-Establishment-Ge-
danke. Sie richten sich beide gegen die politischen 
– aber auch gesellschaftlichen – Eliten. Diese Hal-
tung prägt sowohl ihr Parteiverhalten als auch
ihre Rhetorik. Ein weiterer gemeinsamer Punkt ist
die Haltung gegenüber der militärischen Unter-
stützung der Ukraine. Allerdings gibt es auch hier
Unterschiede: Während Frau Wagenknecht beim
BSW diese Haltung stark in den Vordergrund rückt,
bleibt sie bei der AfD eher im Hintergrund.

Bleiben wir bei der AfD. Sie kann sowohl in 
Umfragen als auch in Wahlen trotz zahlreicher 
Skandale zunehmend Erfolge verzeichnen. 
Trotzdem hat sie wohl aufgrund ihrer Radika-
lität keine Aussicht auf eine Regierungsbeteili-
gung. Besteht das Risiko, dass sich Wähler von 
ihr abwenden, weil sie merken, dass trotz zu-
nehmender Wahlerfolge die Partei es nicht ver-
mag, ihre Positionen zu realisieren?
Uwe Jun: Eher nein. Die Wählerinnen und Wähler 
der AfD bilden mittlerweile eine eigene Gruppe, 
die von den Inhalten der Partei überzeugt ist – zu-
mindest ein nicht unerheblicher Teil von ihnen. Wir 
schätzen den Anteil der Stammwählerschaft der 
Partei mittlerweile auf über 10 %. Diese Gruppe 
lässt sich nicht von der Zuschreibung der Nichtre-
gierungsfähigkeit durch die anderen Parteien be-

eindrucken. Sie wählen die AfD aus Überzeugung, 
weil sie die inhaltlichen Positionen und Werte der 
Partei teilen. Hinzu kommt, dass bei einem Teil die-
ser Wählerschaft eine Demokratieskepsis gegen-
über dem liberalen Demokratietypus vorhanden ist. 
Die AfD spricht diese Skepsis offen aus und findet 
damit Zustimmung. Die AfD-Wähler erwarten auch 
keine Regierungsbeteiligung der Partei. Sie sagen 
vielmehr: Die AfD spricht die richtigen Themen an 
und vertritt ein Anti-Establishment-Haltung. Lang-
fristig wird es für die AfD aber darauf ankommen, 
auch Wählerinnen und Wähler der politischen Mit-
te zu binden – insbesondere enttäuschte Wähler, 
die sich subjektiv benachteiligt fühlen. Diese Wäh-
ler wollen, dass ihre Interessen irgendwann in die 
Politik einfließen. Die AfD bedient diese Erwartung, 
indem sie argumentiert: Wir würden ja regieren, 
aber die anderen Parteien lassen uns nicht! Dieser 
„Trick“ hilft der Partei, die Bindung zu einem Teil 
ihrer Wählerschaft aufrechtzuerhalten, selbst ohne 
Regierungsbeteiligung.

Kommen wir nochmal kurz zurück zum BSW 
und seinem Hintergrund bei der Linken. Durch 
den Austritt nicht gerade weniger Politikerinnen 
und Politiker aus der Linken und deren Über-
laufen zum BSW hat sich Die Linke von einem 
sehr konfliktträchtigen Teil getrennt. Hat es der 
Linken mehr genutzt oder geschadet, dass es zu 
dieser Abspaltung kam? Wie geht es der Linken 
als Partei jetzt?
Uwe Jun: Das hat ihr eindeutig geschadet. Wir se-
hen, dass Die Linke weiterhin Wählerinnen und 
Wähler verliert. Ein Großteil der früheren Linken-
Wählerschaft ist zum BSW übergegangen. Der Er-
folg des BSW erklärt sich primär daraus, dass es 
ehemalige Linke-Wähler sind, die nun das BSW be-
vorzugen. Das liegt vor allem daran, dass Die Linke 
an einem Großteil ihrer Wählerschaft vorbei agiert 
– insbesondere mit kulturell progressiven Positio-
nen, die von ihrer Basis nicht geteilt werden. Damit
hat sich die Partei selbst ins Abseits gestellt, be-
harrt aber weiterhin auf diesen Positionen. In der
Folge kann Die Linke eigentlich nur noch ein eher
akademisch geprägtes Milieu in Großstädten an-
sprechen. Das könnte ihr vielleicht dazu verhelfen,
drei Direktmandate zu gewinnen, etwa in Städten
wie Berlin, Leipzig oder möglicherweise Erfurt.
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Doch mit sehr großer Wahrscheinlichkeit wird sie 
an der 5-Prozent-Hürde scheitern. Die Partei befin-
det sich weiterhin im Niedergang und kämpft um 
ihre parlamentarische Existenz.

Die Linke und die FDP sind aus unterschiedli-
chen Gründen in den Umfragen beide unter die 
5-Prozent-Hürde gerutscht. Sind beide Parteien 
trotzdem gleichermaßen in ihrer parlamentari-
schen Existenz bedroht? Oder wie groß sind die 
Chancen der beiden, wieder mehr Zustimmung 
zu gewinnen?
Uwe Jun: Die Linke hat, wie bereits erwähnt, die 
Möglichkeit, ihre parlamentarische Existenz über 
Direktmandate zu sichern. Das kann die FDP nicht. 
Sie hat auf absehbare Zeit keine Chance, Direkt-
mandate zu gewinnen. Historisch gesehen ist 
das der FDP nur ein einziges Mal gelungen:Bei 
der ersten Bundestagswahl im wiedervereinigten 
Deutschland 1990.
Die FDP könnte jedoch von der aktuellen Situation 
profitieren, da sie jetzt nicht mehr Teil der Ampel-
koalition ist. Diese war besonders bei ihren Wählern 
unpopulär – noch unpopulärer als in der Gesamt-
bevölkerung. Dadurch hat sie die Chance, zumin-
dest Teile ihrer verloren gegangenen Wählerschaft 
zurückzugewinnen. Zwei Faktoren sprechen dafür: 
Erstens kann die FDP wieder ihre klassischen Posi-
tionen stärker in den Vordergrund rücken, insbe-
sondere ihre wirtschaftsfreundlichen und marktli-
beralen Ansätze. Für eine Partei, die nur 5 Prozent 
der Wählerschaft erreichen muss, ist dies ein durch-
aus realistisches Potenzial. Zweitens hat Christian 
Lindner in Wahlkämpfen bisher immer seine stärks-
te Form gezeigt. Er hat sich als äußerst erfolgrei-
cher Wahlkämpfer erwiesen. Diese beiden Aspek-
te könnten zusammengenommen der FDP helfen, 
wieder über die 5-Prozent-Hürde zu kommen.

Schauen wir noch auf eine Partei, die deutlich 
sicherer zu sein scheint, der es aber trotzdem 
nicht gut geht. Zwar wird an den Grünen seit 
dem missglückten Gebäudeenergiegesetz kaum 
ein gutes Haar gelassen und die Partei wird oft 
als ideologiegetriebene Elitenpartei dargestellt, 
aberim Vergleich zu FDP und SPD hat sie ge-
messen an ihren Ergebnissen in der letzten Bun-
destagswahl wenig an Zustimmung verloren.. 

Geht es der Partei tatsächlich so schlecht wie 
ihrem Image?
Uwe Jun: Man muss sagen, dass die Grünen durch 
ihren Eintritt in die Ampelkoalition und den Ein-
druck, den sie dabei hinterlassen haben, deut-
lich an Wählerpotenzial eingebüßt haben. Dieser 
Eindruck umfasst vor allem, dass die Partei als zu 
wenig pragmatisch und zu stark von Ideologie ge-
prägt wahrgenommen wird – besonders in Bezug 
auf den Klimawandel. Die Grünen setzen sehr ein-
seitig auf dieses Thema, was in der Wahrnehmung 
vieler Wähler zu wenig Raum für andere wichtige 
Anliegen lässt. Die Partei hatte früher ein Wähler-
potenzial von fast 40 Prozent, das inzwischen deut-
lich geschrumpft ist: auf Werte um die 25 Prozent. 
Besonders in ländlichen Regionen sind die Grü-
nen unpopulär, ebenso bei Bevölkerungsgruppen 
mit geringerem Nettoeinkommen und niedrigerer 
formaler Bildung. Man kann also nicht bestreiten, 
dass die Grünen stark von Akademikern bevorzugt 
werden und vor allem in Großstädten erfolgreich 
sind. Ihre Erfolge konzentrieren sich oft auf Regio-
nen mit Universitäten. Omid Nouripour, der bis vor 
Kurzem Parteivorsitzender war, hat selbst gesagt, 
dass die Grünen in ihrer schwierigsten Situation 
seit über einem Jahrzehnt stecken.  Das scheint 
durchaus zutreffend. Wie die Partei darauf reagiert, 
bleibt abzuwarten. Ihre Strategie setzt stark auf die 
Person Robert Habeck. Mit ihm versuchen die Grü-
nen, wieder stärker in die politische Mitte vorzu-
dringen und das Image der ideologiegetriebenen 
Partei abzulegen. Ob das gelingt, wird letztlich die 
Bundestagswahl zeigen.

Ist das nicht gerade auch ein Beispiel für den 
Unterschied zwischen öffentlichem Framing als 
radikale, ideologiegetriebene Partei und der 
tatsächlichen Entwicklung innerhalb der Par-
tei? Schließlich lässt sich doch beobachten, dass 
durch Robert Habeck und schon zuvor durch 
Annalena Baerbock versucht wurde, die Partei 
in die politische Mitte zu ziehen. Wie lässt sich 
dieses Image mit den tatsächlichen inhaltlichen 
Bewegungen innerhalb der Partei in Verbin-
dung bringen?
Uwe Jun: Das Problem war, dass das Gebäudeener-
giegesetz ausgerechnet im Ministerium von Ro-
bert Habeck entstanden ist – einem Realo. Das hat 
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nachgewirkt. Es entstand der Eindruck, dass nicht 
Robert Habeck bestimmend war, sondern die Par-
tei selbst, insbesondere jene Kräfte, die sich eher 
als radikal innerhalb der Grünen verstehen. Die 
Realos haben sich in dieser Situation nicht durch-
gesetzt, und das hat das Image der Partei nachhal-
tig geprägt. Robert Habeck versucht jetzt, dieses 
Bild wieder zu korrigieren. Man darf nicht verges-
sen, dass die Grünen in der Zeit, als Baerbock und 
Habeck – beide aus dem Realo-Flügel – die Par-
teiführung übernommen hatten, in Umfragen am 
erfolgreichsten waren. Diese Phase war geprägt 
von einer stärkeren Ausrichtung auf die politische 
Mitte. Genau diesen Kurs versucht die Partei nun 
wieder stärker in den Vordergrund zu stellen.

Eine Partei fehlt noch in unserem Rundumblick: 
Olaf Scholz ist als Kanzler die präsenteste Per-
son der SPD und hat damit erheblichen Einfluss 
darauf, wie die Partei in Umfragen abschneidet. 
Das verschleiert etwas, wie die Partei als Ganzes 
wahrgenommen wird. Welches Potenzial hat 
die SPD unabhängig von Olaf Scholz?
Uwe Jun: Die SPD ist bei Potenzialanalysen klar die 
Nummer zwei hinter den Unionsparteien CDU/
CSU. Wie stark die SPD tatsächlich ist, hängt aber 
immer von zwei Faktoren ab: der Themenkonjunk-
tur und den Kandidaten. Die Themenkonjunktur 
spielt eine entscheidende Rolle, weil sich die SPD 
stark als Sozialstaatspartei versteht und sozialpoli-
tische Aspekte in den Vordergrund stellt. Das war 
schon im letzten Bundestagswahlkampf der Fall 
und wird vermutlich auch im kommenden Wahl-
kampf eine zentrale Rolle spielen. Entscheidend ist, 
wie diese sozialpolitischen Themen von der Bevöl-
kerung wahrgenommen werden und ob sie gerade 
im Fokus stehen. Der zweite Faktor ist der Kandidat 
oder die Kandidatin. Letztes Mal war Olaf Scholz 
ein klarer Vorteil für die SPD. Er konnte punkten, 
weil er damals als erfolgreicher Finanzminister und 
Vizekanzler galt und im Vergleich zu den Mitbewer-
bern am ehesten an Angela Merkel erinnerte – zu-
mindest in der Wahrnehmung vieler Wählerinnen 
und Wähler. Dieses Image hat Scholz inzwischen 
verloren. Stattdessen wird er heute als ein Kanzler 
wahrgenommen, der wenig kommunikationsfähig 
ist, wenig Führungsstärke ausstrahlt und dem die 
Kontrolle über die Ampelkoalition entglitten war. 

Das führt dazu, dass innerhalb der SPD die Frage 
intensiv diskutiert wurde, ob Scholz tatsächlich 
noch einmal als Kanzlerkandidat antreten sollte. 
Die Kandidatenfrage ist besonders wichtig, da sie 
maßgeblich Einfluss darauf hat, wie Wechselwähler 
aus der politischen Mitte entscheiden. 

Das schließt jetzt nun den Kreis zum Anfang in 
Bezug auf die Koalition: Lag das Scheitern der 
Ampelkoalition an persönlichen Spannungen, 
an inhaltlich unüberbrückbaren Differenzen 
oder muss man sagen, dass eine Dreierkoalition 
einfach zu kompliziert für eine stabile Regie-
rungsbildung ist?
Uwe Jun: Zunächst einmal muss man festhalten: 
Dreierkoalitionen sind grundsätzlich komplexer 
und schwieriger zu managen als Zweierkoalitio-
nen. Es ist schlicht schwieriger, Kompromisse zu 
finden. Im Fall der Ampelkoalition war das zentrale 
Problem die inhaltlichen Differenzen, insbesonde-
re in den zentralen Politikbereichen Finanz-, Wirt-
schafts- und Sozialpolitik. Die FDP hatte in diesen 
Bereichen völlig andere Vorstellungen als SPD und 
Grüne. Diese Differenzen waren von Anfang an 
sichtbar, wurden aber zunächst überspielt. Zusätz-
lich versuchte man, diese Unterschiede durch hö-
here Staatsausgaben, wie z.B. dem Sonderfonds, zu 
finanzieren und damit zu kaschieren.Das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts, das diese Praxis für 
verfassungswidrig erklärte, hat dann die Geschäfts-
grundlage der Koalition massiv erschüttert. Christi-
an Lindner hat völlig zu Recht darauf hingewiesen, 
dass man nach diesem Urteil den Koalitionsvertrag 
hätte neu aufsetzen müssen, weil die Grundlage 
für viele der geplanten Projekte damit weggefallen 
war.
Letztlich waren die programmatischen Differenzen 
zwischen SPD und Grünen auf der einen Seite und 
der FDP auf der anderen Seite zu groß, um sie nach 
diesem Urteil weiterhin zu überbrücken. Ohne die 
Möglichkeit, diese Unterschiede durch zusätzliches 
Geld zu verdecken, war der Bruch der Koalition 
kaum zu vermeiden. Diese inhaltlichen Spannun-
gen haben sich dann auch auf die persönlichen 
Beziehungen ausgewirkt. Das Vertrauen zwischen 
den drei zentralen Akteuren – Robert Habeck, Olaf 
Scholz und Christian Lindner – ist im Verlauf der 
Zusammenarbeit zunehmend erodiert. Am Ende 
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hatten sich die drei Hauptakteure schlicht ausein-
andergelebt, was die Koalition letztlich unhaltbar 
machte.

Wie können stabile Regierungen in einem im-
mer stärker fragmentierten Parteiensystem 
funktionieren, wenn Zweierbündnisse keine 
oder nur schwer Mehrheiten finden und Dreier-
bündnisse konfliktträchtig sind?
Uwe Jun: Nun, es ist auch in der aktuellen Situa-
tion – wenn wir uns die Umfragedaten anschauen 
– möglich, eine Mehrheit für eine große Koalition, 
zu erreichen. Derzeit wären CDU, CSU und SPD zu-
sammen mehrheitsfähig. Laut aktuellen Umfragen 
kämen sie gemeinsam auf etwa 48 bis 49 Prozent 
der Stimmen. Da einige kleinere Parteien unter der 
5-Prozent-Hürde bleiben würden, reicht das für 
eine parlamentarische Mehrheit. Das Problem ist 
jedoch, dass liberale Demokratie auch bedeutet, 
dass Regieren auf Zeit erfolgt und dass eine dauer-
hafte Wiederholung einer bestimmten Koalition 
nicht unbedingt gewünscht ist. Wir hatten bereits 
von 2005 bis 2021, mit Ausnahme der vier Jahre 
Schwarz-Gelb, fast durchgehend eine große Koali-
tion. Wenn diese Konstellation nach der nächsten 
Bundestagswahl wieder entsteht – was momentan 
als wahrscheinlich gilt –, könnte sich das als eine 
Art Verhärtung des politischen Systems erweisen. 
Große Koalitionen sind zudem oft Zweckgemein-
schaften und keine „Liebesheiraten“. Das erschwert 
langfristig die politische Dynamik und die Umset-
zung ambitionierter Programme. Darüber hinaus 
sehen wir nicht nur in Deutschland, sondern in 
vielen Ländern, dass Regieren insgesamt schwieri-
ger geworden ist. Ein Blick in die USA, Frankreich, 
Großbritannien oder auch Österreich zeigt, dass 

Regierungen in der Regel an Zustimmung verlie-
ren, während die Opposition davon profitiert. Die-
se Entwicklung macht das Regieren zunehmend 
kompliziert, zumal Polarisierung die Kompromiss-
bildung weiter erschwert. In Systemen mit Mehr-
heitswahlsystemen, wie in Großbritannien oder den 
USA, kann die Opposition oft klare Siege feiern, was 
die Regierungsbildung einfacher macht. In Ländern 
mit Verhältniswahlsystemen, wie in Deutschland, 
ist das jedoch schwieriger. Diese Fragmentierung 
des Parteiensystems in Kombination mit zuneh-
mender Polarisierung sehe ich tatsächlich als eines 
der zentralen Probleme für die Zukunft.

Wir fassen zusammen: Das hört sich so an, als 
würden wir Politikwissenschaftler in Zukunft 
nicht arbeitslos werden.
Uwe Jun: Nein, das sicher nicht. Aber wir müssen 
darauf achten, gute und realitätsgerechte Antwor-
ten zu finden. Das wünsche ich mir von der Politik-
wissenschaft: Dass wir Lösungen erarbeiten, die der 
Gesellschaft helfen können. Die Menschen, die uns 
mit Steuermitteln finanzieren, dürfen von uns er-
warten, dass wir fundierte Antworten auf die drän-
genden Probleme geben. Das wird unsere Aufgabe 
auch in der Zukunft sein.

Das ist doch ein schönes Schlusswort und 
gleichzeitig ein klarer Auftrag an uns. Wir dan-
ken Ihnen für das Gespräch.
Uwe Jun: Ja, vielen Dank für das Gespräch.

Das Interview führten Marius Minas und 
Oliver Drewes am  21. November 2024. 




